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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Zwischen April und Juli 2017 fand die Vernehmlassung zur Änderung des AHVG zur
Modernisierung der Aufsicht in der 1. Säule und Optimierung in der 2. Säule der
Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge statt. 73 Organisationen, darunter alle
Kantone sowie die KdK, vier in der Bundesversammlung vertretene Parteien sowie
verschiedene Verbände der Wirtschaft, Fachverbände oder Durchführungsstellen,
beteiligten sich an der Vernehmlassung, wie das BSV in seinem erst im August 2019
erschienenen Ergebnisbericht zur Vernehmlassung erklärte. Der Bundesrat definierte in
seiner Botschaft vier Hauptpunkte der Revision: die risiko- und wirkungsorientierte
Aufsicht, die Verbesserung der Governance in der 1. Säule, die Steuerung und Aufsicht
über Informationssysteme und die punktuelle Optimierung der 2. Säule. 
9 Kantone unterstützten die Änderungen zur 1. Säule grundsätzlich; 14 weitere Kantone
fürchteten trotz ihrer eigentlichen Zustimmung um die kostengünstige Durchführung
der Aufsicht. Die SP – und mit ihr der SGB und Travail.Suisse – hielt eine Anpassung des
Systems insgesamt für angemessen, die CVP befürwortete eine Beschränkung der
Gesetzesänderung auf alle Aspekte zur Modernisierung der Aufsicht. Die FDP und die
SVP lehnten die Änderung ab, da sie punktuelle Korrekturen bevorzugen würden und die
Kosten der Revision fürchteten. Letztere Ansicht teilten auch der Arbeitgeberverband
und der Bauernverband, Centre Patronal und FER. Die Vorsorge- und
Versicherungseinrichtungen forderten insbesondere eine Beibehaltung des bisherigen,
dezentralen Systems. Zahlreiche unterschiedliche Organisationen (verschiedene
Kantone, die FDP oder Mitglieder des SGV) kritisierten überdies die starke
Konzentration der Vorlage auf operative Fragen. Grösstenteils auf Zustimmung stiessen
hingegen die Massnahmen in der 2. Säule. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.08.2019
ANJA HEIDELBERGER

Ergänzungsleistungen (EL)

Nachdem die Ausgaben der Ergänzungsleistungen seit Jahren stetig angestiegen waren
und sich seit dem Jahr 2000 mehr als verdoppelt hatten, schlug der
Arbeitgeberverband im Frühling 2015 Alarm und veröffentlichte ein in seinem Auftrag
erstelltes Gutachten zu den Kostentreibern in den EL. Gemäss dem Gutachten liegen
die Kostentreiber erstens in der demographischen Entwicklung, wobei eine höhere
Anzahl AHV-Beziehender zu höheren EL-Ausgaben führt. Zweitens stieg der Anteil der
IV-Bezügerinnen und -Bezüger, welche zusätzlich auf EL angewiesen sind, was die
Studie primär auf das junge Alter der Rentnerinnen und Rentner und ihre damit tiefen
oder nicht vorhandenen Renten aus der zweiten Säule zurückführt. Drittens macht das
Gutachten verschiedene Gesetzesrevisionen für den Anstieg verantwortlich, darunter
die NFA, die neue Pflegefinanzierung und diverse Änderungen bei der
Invalidenversicherung. Regelmässig wirkten die EL dabei als Auffangbecken, so die
Kritik. Jeder der drei Faktoren sei rund zu einem Drittel für die Ausgabensteigerung bei
den Ergänzungsleistungen verantwortlich. Mögliche Lösungsansätze sahen die Autoren
in einer Entflechtung der zwischen Bund und Kantonen geteilten Aufgaben in der EL
und in der Behebung von Fehlanreizen insbesondere bei der IV. Ziel des
Arbeitgeberverbandes mit dem Gutachten war es auch, das wenig bekannte Thema der
EL in die Öffentlichkeit zu bringen und die Bevölkerung für das Kostenwachstum in
diesem Bereich zu sensibilisieren. 2

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 08.05.2015
FLAVIA CARONI

Von November 2015 bis März 2016 führte der Bundesrat ein Vernehmlassungsverfahren
zur Reform der Ergänzungsleistungen durch, wozu 109 Stellungnahmen eingingen.
Mehrheitlich stiess die Vorlage auf Anklang: Ein Drittel aller Teilnehmenden – unter
anderem die Hälfte der Kantone sowie der Städte- und der Gemeindeverband –
unterstützten die Stossrichtung der Vorlage grundsätzlich. Einem weiteren Drittel der
Vernehmlassungsteilnehmenden, allen voran der anderen Hälfte der Kantone, den
bürgerlichen Parteien, dem Schweizerischen Arbeitgeberverband SAV, der
economiesuisse sowie den Vorsorge- und Versicherungseinrichtungen, ging sie aber
noch nicht weit genug. Die vorgeschlagenen Massnahmen würden nicht ausreichen, um
die EL nachhaltig zu finanzieren, war von ihnen hauptsächlich zu vernehmen.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.09.2016
ANJA HEIDELBERGER
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Insbesondere sei das Problem der grossen Kostentreiber noch nicht gelöst. Insgesamt
sorgten sich die Kantone – mit 70 Prozent Hauptträger der Finanzierungslast der EL –
stark wegen deren rasanter Kostenentwicklung. Mehrfach wiesen sie darauf hin, dass
eine Anpassung der Mietzinsmaxima die Einsparungen der Reform wieder wettmachen
würde. 
Gerade Letzteres sei jedoch für sie eine Bedingung dafür, dass sie die Vorlage
unterstützten, erklärten die Arbeitnehmerverbände, die dem letzten, ablehnenden
Drittel angehörten. Auch die Interessenorganisationen der Versicherten wiesen auf die
Priorität der Mietzinsanpassungen sowie der Stärkung der ersten Säule hin,
befürworteten aber prinzipiell eine Optimierung des EL-Systems, solange das
Leistungsniveau erhalten bleibe. Entsprechend kritisch standen sie denjenigen
Vorschlägen gegenüber, die Leistungskürzungen mit sich bringen würden. 3

1) Bericht zur Vernehmlassung; Ergebnisbericht vom 28.8.19
2) Analyse der Kostentreiber in den Ergänzungsleistungen; LZ, SGT, 9.5.15
3) Ergebnisbericht Vernehmlassung zur EL-Reform
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